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Teilnehmer der hochrangig besetzten Veranstaltung waren u.a.: Prof. H.-J. Albrecht (Frei-
burg), Prof. A. Ashworth (Oxford), Prof. A. Bottoms (Cambridge), Dr. K. Cornils (Freiburg), 
Prof. A. Duff (Stirling), Prof. A. Eser (Freiburg), Prof. G. Fletcher (New York), Prof. D. 
Frände (Helsinki), Prof. R. Frase (Minneapolis), Prof. W. Frisch (Freiburg), Dr. J. Gardner 
(London), Prof. V. Greve (Kopenhagen), Prof. K. Günther (Frankfurt), Prof. W. Hassemer 
(Frankfurt/Karlsruhe), Prof. A. v. Hirsch (Cambridge), Dr. T. Hörnle (München), Dr. B. Hu-
ber (Freiburg), Prof. H. Horstkotte (Berlin), Prof. N. Jareborg (Uppsla), Prof. P. Koskinen 
(Helsinki), Prof. K.-L. Kunz (Bern), Dr. T. Lappi-Seppälä (Helsinki), Prof. W. Naucke (Frank-
furt), Prof. B. Schünemann (München), Prof. G. Stratenwerth (Basel), Prof. F. Streng (Erlan-
gen), Prof. M. Tonry (Minneapolis), Prof. P. Träskman (Lund), Richter am Obersten Gericht 
D. Victor (Stockholm), PD Dr. S. Walther (Freiburg), Prof. T. Weigend (Köln), Dr. L. Zedner 
(Oxford). 

Nach der Eröffnung der Tagung durch H.-J. Albrecht und W. Frisch und einer kurzen Einlei-
tung in die Thematik durch v. Hirsch begann die erste Arbeitssitzung (DO Nachm.), die den 
philosophischen und theoretischen Grundlagen der Tatproportionalität gewidmet war. 
Zwei Hauptreferate von A. Duff ('Proportionality: What is it, and why does it matter?') und 
K.  Günther ('Proportinality - Is there a rationale?') bildeten die Grundlage der weiteren Dis-
kussion. Beide Referate ließen die dogmatischen Unterschiede zwischen den kontinentaleuro-
päischen Strafzumessungsgrundsätzen einerseits sowie der anglo-amerikanischen Praxis 
andererseits deutlich werden - Unterschiede, die die Diskussion der gesamten Tagung 
bestimmen sollten und ihren Niederschlag auch auf der terminologischen Ebene finden. 
Während nach dem anglo-amerikanischen System die Tat und ihre Schwere im Zentrum der 
Strafzumessungsentscheidung steht (Tatproportionalität), sind nach kontinental-europäischer 
Tradition Gesichtspunkte der Schuldschwere (mit-) bestimmend. Nach dem letzteren 
Verständnis bildet die Tatschwere eben nur eine von mehreren Determinanten der 
Schuldfeststellung und eröffnet, vorgegeben durch den jeweils verwirklichten Straftatbetand, 
den entscheidenden Gerichten einen weiten Spielraum, der durch weitere Kriterien, 
insbesondere solche mit Täter-Bezug, zu konkretisieren ist ('Spielraumtheorie' gem. st. Rspr. 
des BGH). Einen gewissen Spielraum beläßt die herrschende Dogmatik zwar auch nach 
anglo-amerikanischem Proportionalitätsverständnis; Ausmaß und Rechtfertigung hierfür sind 
allerdings streitig. Die Vertreter einer strengen Tatproportionalität suchen jeweils nach der 
einzig möglichen Sanktion - und dies häufig durchaus im Sinne einer möglichst hohen 
Maximierung im Strafmaß ('positive retributivism'). Ausdruck dieses Prinzips sind die insbes. 
in den USA gebräuchlichen detaillierten sentencing guidelines, die auch und gerade politische 
Vorgaben beinhalten und möglichst viele Tatumstände zu erfassen und in ein vorfixiertes 
'Tarifystem' umzusetzen suchen. In der solcherart durchschematisierten, zu wenig auf die 
individuelle Täterpersönlichkeit bezogenen Entscheidungspraxis machte J. Gardner in seinem 
Kommentar i.ü. eine wesentliche Ursache für die Angreifbarkeit des Strafjustiz durch 
abolitionistische Bestrebnungen fest. Es gibt allerdings auch eine andere Position, die dem 
Proportionalitätsprinzip im Gegensatz zu der erstgenannten eher oder zumindest auch eine 
begrenzende Funktion zu, die für eine angemessene Strafe die jeweilige Obergrenze setzt 
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Strafe die jeweilige Obergrenze setzt ('limiting retributivism'). Dies beläßt faktisch eine ge-
wisse Wahlfreiheit zwischen unterschiedlichen, mit Blick auf den jeweiligen Einzelfall nicht 
unproportional erscheinenden Strafen. Klar wurde jedoch, daß auch insoweit rein täterbezo-
gene Kriterien im Vergleich zu dem hiesigen Rechtssystem nur eine untergeordnete Bedeu-
tung haben. 

In der zweiten Arbeitssitzung (FR vorm.) wurden die möglichen Kriterien zur Herstellung 
von Tatproportionalität mit je zwei Referaten (T. Hörnle: 'Offence Seriousness Criteria, 
Perspectives?'; A. Ashworth: 'Criteria for Proportionality of Sentence') und Kommentaren 
(N. Jareborg, F. Streng) vertieft. Hörnle kritisierte den Proportionalitätsansatz, weil er sich zu 
sehr auf Gesichtspunkte der Tatschwere, insbes. in Gestalt der Tatfolgen (harm), konzentriere. 
Täterbezogene Faktoren würden vor allem mittels des Kriteriums der Schuldschwere ein (i.ü.: 
punitives) Element, das inzwischen unter dem Etikett der "besonderen Schuldschwere" auch 
Eingang in die Rspr. des BGH gefunden hat und der Vorverurteilungen. Dieser Ansatz, so 
Hörnle, sei zu sehr retrospektiv ausgerichtet und lasse zu wenig Raum für Präventionserwä-
gungen (soweit sie sich nicht in rein generalpräventiven Postulaten erschöpfen), wie sie gera-
de im modernen Strafrecht immer mehr Bedeutung erlangen ganz abgesehen von der Ver-
nachlässigung sonstiger makrosoziologischer Gesichtspunkte. Als ein weiterer entscheidender 
Unterschied wurde im Laufe der Sitzung evident, daß das anglo-amerikanische System mit 
der Berücksichtigung von Faktoren, die im weitesten Sinne mit dem Nachtatverhalten des 
Täters in Verbindung stehen, Probleme zu haben scheint. Dies machte Ashworth am Beispiel 
des Geständnisses deutlich. Während seine strafmildernde Berücksichtigung etwa im deut-
schen System ausdrücklichen normativen Niederschlag gefunden hat (vgl. § 46 StGB), konnte 
die in England und Amerika durchaus übliche Discountpraxis bei guilty pleas auf der Grund-
lage der dort vorherrschenden Dogmatik theoretisch bislang nicht schlüssig begründet werden; 
sie habe, so der Referent, rein pragmatischen Charakter. Mit noch weitergehenden nachtatli-
chen Elementen, deren strafmildernde Berücksichtigung nach der kontinentalen Dogmatik 
weithin selbstverständlich erscheint - und wie sie z.B. in der in Österreich am weitesten fort-
entwickelten Unterscheidung zwischen Tat- und Strafzumessungsschuld ihren theoretischen 
Rahmen findet -, tut sich das herrschende Proportionalitätsdenken freilich noch schwerer. 
Dies machte die anschließende Diskussion deutlich. Neuere alternative Ansätze, insbesondere 
solche aus dem von Hörnle in ihrem Hauptreferat favorisierten Bereich der restorative justice 
(außergerichtlicher Tatausgleich und Wiedergutmachung), die eo ipso (erst) im nachtatlichen 
Stadium ansetzen, erscheinen aus der Sicht strenger just deserts-Modelle irrelevant (so - sinn-
gemäß - v. Hirsch). Die Vielzahl der insbes. im deutschen Recht (§ 46 StGB) im übrigen nicht 
abschließend normierten tat- und nachtat-, täter- und (nunmehr auch explizit) opferbezogenen 
Kriterien eröffnet dem Richter hierzulande, so die Kernaussage von Streng, einen weit größe-
ren Beurteilungs- und Entscheidungsspielraum als er beispielsweise dem durch die sentencing 
guidelines weitgehend - nach dem Dafürhalten Strengs zu weitgehend gebundenen Richter in 
den USA zur Verfügung steht. 

Die dritte Arbeitssitzung (FR nachm.) wandte sich mehr dem empirisch-quantitativen Ver-
gleich zu und beschäftigte sich schwerpunktmäßig mit den möglichen Maßstäben der Tat-
proportionalität und Veränderungen des Sanktionsniveaus; die Hauptreferate wurden von 
W. Frisch und A. v. Hirsch präsentiert, ergänzt um Co-Kommentare von M. Tonry und H. 
Hortskotte. Mit Blick auf das deutsche Recht wurde noch einmal unterstrichen, daß schemati-
sierende Einordnungen zwangsläufig mit Gerechtigkeitsdefiziten verbunden und daher abzu-
lehnen seien. Erst innerhalb der dem jeweiligen Delikstypus angemessenen und vom Gesetz (-
geber) vorgegebenen Spielräume stelle sich die Frage nach den konkreten Maßstäben, die 
immer auch einem gewissen subjektiven Einschlag zugänglich seien. Damit weise das deut-
sche System freilich, wie H.-J. Albrecht einwandte, gewisse Züge der Scheinrationalität auf. 
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Die Gründe für Veränderungen des Sanktionsniveaus seien , so Frisch weiter, vielschichtig 
und könnten ihre Ursache sowohl in einer veränderten Strafzumessungspraxis auf der indivi-
duellen Ebene als auch in einer Änderung der vorgegebenen Strafrahmen haben; gerade im 
letzteren Feld seien in jüngerer Zeit Verschärfungstendenzen zu beobachten gewesen. Auf 
beiden Ebenen spielten wohl gewandelte Einschätzungen über den Rang der jeweils betroffe-
nen Rechtsgüter wie auch der Gefährlichkeit bestimmter Taten und/oder Begehungsmodalitä-
ten eine Rolle. Entscheidend sei die Entwicklung dies gelte nicht nur für Deutschland, son-
dern auch für die meisten anderen kontinentalen Systeme - jedoch durch eine stärkere Berück-
sichtigung des Schuldgedankens charakterisiert, die entsprechende Ausdifferenzierungen und 
Veränderungen in der Strafkonzeption zur Folge habe; hierbei sei der - schon in den beiden 
vorangegangenen Sitzungen thematisierte - eindeutige Bedeutungszugewinn des Nachtatver-
haltens die deutlichste Konsequenz. 

V. Hirsch legte in seinem Referat noch einmal einige Grundzüge seines unter dem Schlagwort 
"just deserts" bekannt gewordenen Proportionalitätsmodells dar. Für die Bestimmung des 
konkreten Sanktionsniveaus komme es entscheidend auf die eindeutige Festlegung des Beur-
teilungsmaßstabs an, hierfür seien die schon zuvor genannten Tatfolgen- bzw. Tatschwerekri-
terien wesentlich; zur Bestimmung des quantitativen Strafmaßes könne die Einbuße an Le-
bensqualität ('lifestyle') herangezogen werden, und zwar sowohl mit Blick auf die Tatfolgen-
seite, also das Opfer, als auch im Hinblick auf den Täter. Tonry wies ebenfalls auf die Bedeu-
tung des jeweiligen Maßstabes hin. Dieser habe bislang allerdings vorwiegend interne Leit-
funktion; gerade zur vergleichenden Beurteilung konkreter Strafmaße fehle jedoch ein plau-
sibler Maßstab. So sei es auf der Grundlage der vorhandenen Modelle unmöglich, die eviden-
ten Unterschiede zwischen der amerikanischen und europäischen Sanktionspraxis eindeutig 
als punitive Abweichung des amerikanischen Systems gegenüber dem normalen in diesem 
Fall: europäischen Maß zu identifizieren; nicht weniger plausibel sei es theoretisch, (zumin-
dest aus amerikanischer Sicht) die europäische Praxis als unproportional (im Sinne von unter-
proportional) zu bezeichnen.1 Sei schon eine vergleichende Beurteilung schwierig, so taugten 
die vorhandenen Modelle zur Erklärung schon gar nicht. H.-J. Albrecht führte diesen Gedan-
ken in der späteren Diskussion noch weiter, indem er sowohl der anglo-amerikanischen Pro-
portionalitäts- als auch der mehr auf die individuelle Schuld fixierten kontinentalen Strafzu-
messungsdogmatik weitgehenden Leerformelcharakter zuschrieb. Sämtliche Modelle seien 
empirisch bislang so gut wie ungetestet; und er bezweifle sehr, ob die in den jeweiligen Sys-
temen vorgegebenen Maßstäbe für die Praxis wirklich in nennenswertem Umfang entschei-
dungsleitend seien. Maßstab sei, jedenfalls für die Richter in Deutschland, eine Art informel-
les System taxativer Straftarife, das langjährige Strafzumessungstraditionen für jeweils ver-
gleichbare Fälle re- und gleichzeitig die vermutete Haltung der Obergerichte in Bezug auf die 
Umstände des konkreten Falles antizipiere. H. Horstkotte bestätigte aus der Perspektive der 
deutschen Richterpraxis die Orientierung an solchen inoffiziellen Sanktionsmustern, die oft 
auch die Funktion regionaler oder in einem beschränkten Rahmen sogar lokaler Sanktionstra-
ditionen hätten. 

Die praktischen Aspekte der Strafzumessung wurden in der vierten Arbeitssitzung (SA vorm.) 
zur 'Tatproportionalität in der Strafzumessungspraxis' weiter vertieft. Den Rahmen hier-
für bildeten die Referate von H.-J. Albrecht und D. Victor, die von T. Lappi-Seppälä und 
R. Frase kommentiert wurden. Albrecht geht davon aus, daß die tägliche Strafzumessungs-
praxis in Deutschland ungeachtet der in der Theoriediskussion herrschenden Individualisie-
rungstendenzen durch das Bemühen um eine weitgehende Komplexitätsreduktion gekenn-
zeichnet sei. In den Hauptdeliktsbereichen bestünde die bestimmende (Vor-) Entscheidung in 
der Wahl zwischen folgenloser Einstellung, finanziellen Sanktionen im weiteren Sinne (die 
sowohl von der Staatsanwaltschaft als auch vom Gericht verhängt werden können) sowie der 
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Entscheidung zwischen Strafaussetzung zur Bewährung ('Kontrolle in Freiheit') einerseits und 
unbedingter Freiheitsstrafe ('physische Kontrolle') andererseits. Die entscheidenden Verschie-
bungen in der Sanktionspraxis hätten sich in diesem Jahrhundert denn auch zwischen den ge-
nannten Sanktionsarten ergeben und weniger im Bereich des eigentlichen Strafmaßes. Die 
maßgeblichen Kriterien der Strafzumessung bestünden letztlich in einem Gemisch von Kon-
trollerwägungen und Deliktsschwere. Wie groß die Bedeutung der Tatschwere in der Praxis 
tatsächlich sei, könne am Beispiel von Beteiligungsfällen gezeigt werden: bei vergleichbarer 
Beteiligungsintensität würden nämlich selbst dann, wenn Unterschiede zwischen den beteilig-
ten Personen sichtbar seien, meist nahezu identische Strafmaße ausgeworfen. Im übrigen zei-
ge auch der Blick auf die Urteilspraxis insgesamt, daß bei der Festlegung der Strafhöhe ganz 
bestimmte Strafmaße bevorzugt würden; darüber hinaus sei die Varianz sehr gering. Albrecht 
verdichtete seine Aussagen schließlich auf die Kernthese, daß sich die Strafzumessungspraxis 
auch hierzulande am ehesten mit der Theorie der Tatproportionalität decke; es sei gerade die 
Schlichtheit des Proportionalitätsansatzes, die den Bedürfnissen der Praxis nach einfachen, 
nachvollziehbaren und diskursfähigen Entscheidungsmodellen für die Strafzumessung Rech-
nung trage. 

Elemente der Tatproportionalität spielen nach der theoretischen und normativen Abkehr von 
der puren Spezialprävention inzwischen auch in den skandinavischen Ländern eine tragende 
Rolle. Dies wurde in den Beiträgen von Victor und Lappi-Seppälä noch einmal verdeutlicht. 
Allerdings spielen auch dort, vergleichbar dem deutschen Recht, Schuldfaktoren schon bei der 
Bestimmung der Tatschwere eine Rolle. Darüber hinaus relativieren detaillierte Normen über 
die Berücksichtigung von Strafmilderungs- bzw. -verschärfungsfaktoren, die primär täterbe-
zogenen Charakter tragen, den Grundsatz der Tatproportionalität etwa im schwedischen 
Strafgesetzbuch noch weiter, so daß auf seiner Basis faktisch nicht viel mehr als eine Art 
Grobskalierung der Tatschwere ('penal value') erfolgen kann. Die individuelle Strafhöhe so-
wie alle Alternativen zur Regelstrafe einschließlich sämtlicher Bewährungsgründe, werden 
dagegen auf der Grundlage täterbezogener Individualerwägungen festgesetzt. In der Praxis 
habe die detaillierte Normierung der beachtlichen Kriterien die Strafzumessungsentscheidun-
gen in Richtung einer größeren Rationalität verändert; während das Begründungsniveau der 
gerichtlichen Entscheidungen deutlich gestiegen sei (Victor), habe sich die Varianz in den 
Strafentscheidungen deutlich verringert (Lappi-Seppälä). 

Gegenstand der nachfolgenden Diskussion war vor allem die Rationalitätsfrage. W. Hassemer 
verteidigte den Spielraum, den vor allem die Gerichte hierzulande bei ihren Strafzumessungs-
entscheidungen hätten. Allerdings fielen im Bereich der Strafzumessung der Akt der Rechts-
findung einerseits und deren Begründung andererseits, wie sie später in den schriftlichen Ur-
teilsgründen fixiert würde, strukturell auseinander. Für den ersten Bereich, der auch zeitlich 
am Anfang liege, seien in der Tat die u.a. von Albrecht und Horstkotte aufgezeigten eher tat-
bezogenen Beurteilungsmuster entscheidungsleitend. Andererseits führe dies fast zwangsläu-
fig zu einer gewissen Scheinrationalität. Die tatsächliche Begründung könne soweit es nicht 
um Deliktsbereiche gehe, die quantitativ erfaßbar seien wie im Fall der Drogen-, Alkohol- 
und Steuerdelinquenz allenfalls eine Annäherung an die tatsächlichen, oftmals nicht verbali-
sierbaren oder nicht offen genannten Entscheidungsgründe sein. Gegen das Scheinrationali-
tätsargument wandte sich, in Anlehnung an die skandinavischen Referate, namentlich Frisch. 
Selbst wenn die Strafmaßbegründungen erst nachträglich zustande kämen, würden die we-
sentlichen normativen Kriterien schon vorher mit ins Kalkül gezogen, und sei es möglicher-
weise unbewußt. Die Strafzumessungsentscheidung sei damit alles andere als intuitiv - und 
schon gar nicht scheinrational. Ihre Komplexität sei lange unterschätzt worden. Diese sei je-
doch die aus der dem Schuldmodell inhärenten Individualisierungsperspektive folgende Kon-
sequenz. Der auch von anderen Diskutanten (namentlich Horstkotte, Eser und Streng) favori-
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sierten Individualisierungsansatz berge allerdings, so wandte Frase ein, die Gefahr einer se-
lektiven Abweichung von dem eigentlich proportionalen Strafmaß in sich; dies könne sich 
sowohl in einer gegenüber vergleichbaren Tätern unangemessenen Milde als auch in einer zu 
harten Bestrafung Einzelner auswirken. Derartige Ausschläge seien in dem amerikanischen 
guideline-Modell sehr viel unwahrscheinlicher; jedenfalls gewährleiste die ständige Beobach-
tung durch die sentencing commissions eine größere Uniformität in der Strafzumesung. Die-
sen Gleichbehandlungsaspekt griff auch Schünemann auf; allerdings wollte er die von ihm 
unter diesem Gesichtspunkt als notwendig postulierte Reduktion der maßgeblichen Strafzu-
messungskriterien im Sinn einer größeren Tatproportionalitätsgeltung jedoch im ausdrückli-
chen Unterschied zu v. Hirschs "just deserts"-Theorie aus dem Gesichtspunkt der (General-) 
Prävention begründet wissen. 

In der letzten Arbeitssitzung (SA nachm.), in der Referate von A. Bottoms und B. Schünemann 
sowie Kommentare von K.-L. Kunz und T. Weigend zu dem Oberthema 'Die Akzeptanz von 
Normen und Sanktionen aus der Perspektive der Tatproportionalität' präsentiert wurden, 
griff Schünemann diese These wieder auf. Im Gegensatz zu rein general- bzw. rein spezial-
präventiven Strafzumessungstheorien komme der Tatproportionalitätsansatz der klassischen 
Generalprävention durch Vergeltung am nächsten. Eine am Prinzip der Tatproportionalität 
ausgerichtete Strafzumessung könne daher sowohl beim Betroffenen als auch bei der Allge-
meinheit die höchste Akzeptanz erreichen. Gleichzeitig betrachte er das Prinzip der Tatpro-
portionalität nicht nur unter dem Gesichtspunkt der Komplexitätsreduktion, sondern vor allem 
unter dem Aspekt der Spielraumreduktion als wichtiges limitatives Prinzip für ein rechtsstaat-
liches Strafrecht; denn die herrschende Spielraumtheorie ermögliche nicht nur einen Ermes-
sens- sondern vor allem auch einen Willkürspielraum. Einen wesentlich anderen Akzent setz-
te daran anschließend Kunz. Normakzeptanz sei nicht aus der Perspektive der Tatproportiona-
lität, sondern die Tatproportionalität von der Blickrichtung eines normativ begründeten Straf-
rechts her erklärungs- (und problematisierungs-) bedürftig. Strafzumessung könne sich daher 
nicht in der 'Herstellung' einer einfachen Korrespondenz von Unrecht, Mißbilligung und Ü-
belszufügung erschöpfen. Eine solcherart schematische Bestimmung eines 'verdienstorientier-
ten' Strafmaßes Kunz bezog sich hierbei ersichtlich auf den von v. Hirsch u. Jareborg einge-
führten Begriff der 'Reaktions-Fairneß' - sei letztlich nicht mehr als eine reflexartige, puris-
tisch-zweckfreie Zuteilung des (negativen) Gutes Strafe, die insbesondere die Zusammenhän-
ge zwischen positiver Generalprävention und Gerechtigkeit ignoriere. Eine an Gerechtigkeits-
prinzipien orientierte Strafzumessung könne nicht auf der Grundlage einer - 'präventionsfrei-
en' - Tat-, sondern nur durch das Bemühen um eine einzelfallbezogene Strafzumessungspro-
portinalität im umfassenden Sinne erfolgen. Zuvor hatte bereits Bottoms der Tatproportionali-
tät im Sinne eines 'appropriate fit' entsprechend dem Hirsch'schen Modell eine Absage erteilt. 
Stattdessen bezog er zugunsten des schon am ersten Tag angeklungenen dritten Weges Stel-
lung. Nach diesem Modell könne die Tatproportionalität kein Maßstab zur positiven Herlei-
tung oder gar Vorgabe eine angemessene Strafe sein; sie habe vielmehr eine negative Schutz-
funktion vor unproportionaler Bestrafung. Dies habe freilich Implikationen für die Praxis: Im 
Gegensatz zu der dem strengen Tatproportionalitätsideal entsprechenden Ergebnisorientiert-
heit komme nach seinem Modell dem Verfahren und der Begründung die entscheidende Be-
deutung zu; Spielräume und Ermessensrichtlinien könnten und müßten aufeinander abge-
stimmt werden; schließlich müsse nicht nur ein Ermessen im Strafmaß, sondern auch eine 
Auswahl zwischen verschiedenen Strafarten garantiert sein. Diesen letzteren Aspekt griff ab-
schließend Weigend noch einmal explizit auf und wies auf eine nach seinem Dafürhalten ent-
scheidende empirische Schwäche des Tatproportionalitätsmodells hin. Sei es schon schwierig 
genug, eine gerechte Strafe überhaupt in ein quantifizierbares Maß zu fassen, so erscheine 
eine vergleichende Skalierung unter Berücksichtigung der verschiedenen, in ihrer Eingriffsin-
tensität überaus unterschiedlichen Sanktionsarten vollends unmöglich. 
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In der Schlußdiskussion wurde noch einmal deutlich, daß der in dem zweisprachigen Work-
shop-Thema aufscheinende Unterschied zwischen 'Tatproportionalität' einerseits und 'propor-
tionality of sentence' andererseits weit mehr als ein bloß terminologischer ist. Darauf verwies 
etwa A. Eser noch einmal explizit. Strafzumesung ohne Einbeziehung des Täters gehöre in die 
längst vergangene Zeit der absoluten Straftheorien. Es könne und müsse darum gehen, beide 
Aspekte zu verbinden. Dies erachtete Weigend allerdings als ungelöst, da eine innere Verbin-
dung zwischen dem rückwärtsgerichteten Proportionalitätsmaßstab und dem prospektiven 
Präventionsgedanken bislang nicht ersichtlich sei. 

Eine wichtige Erkenntnis der zweieinhalbtägigen Diskussion fand sicherlich in der von Alb-
recht eingebrachten Bemerkung über den weitgehenden Leerformelcharakter aller gängigen 
Strafzumessungstheorien ihren pointierten Ausdruck. In der Tat bleibt festzustellen, daß sich 
dieser Bereich empirischer Überprüfung bislang weitgehend entzogen hat. Freilich bedarf es 
hierfür erst der Herstellung von Überprüfbarkeit. Komparative Maßstäbe hierfür sind bislang 
allerdings nur vereinzelt entwickelt worden - von einem interkulturellen Vergleich ganz zu 
schweigen. 

 
1 Auch die von H. Horstkotte eingebrachten Begriffe der ordinalen und kardinalen (Dis-) Proportionalität kön-
nen das angesprochene Wertungsproblem i.ü. nicht lösen helfen. 


